
1 � Einleitung
Der im April 2013 durch das Bundeskabi-
nett vorgelegte zweite Entwurf einer Bun-
deskompensationsverordnung (BKompV-E) 
(BMU 2013a) unternimmt den zu begrü-
ßenden Versuch, bundeseinheitliche Stan-
dards zur Methode der Eingriffsregelung 
einzuführen. Der Entwurf macht detail-
lierte Vorgaben zur schutzgut- und funk-
tionsbezogenen Erfassung und Bewertung 
des Ausgangszustands von Natur und 
Landschaft und gibt neue Kriterien und 
Bewertungsrahmen zur Ermittlung des 
Kompensationsbedarfs vor.

Durch die Kompensationsverordnung 
soll die Anwendung der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung insgesamt „trans-
parenter und effektiver“ gestaltet werden. 
Vor allem sollen die Verpflichtungen zur 
Vermeidung und Kompensation bei Ein-
griffen „weiter konkretisiert und bundes-
weit standardisiert“ werden. Hierdurch 
sollen Investitionsbedingungen verbes-
sert, Verwaltungsverfahren beschleunigt, 
behördliche Entscheidungen transparen-
ter und Planungs- und Rechtssicherheit 
privater wie öffentlicher Vorhaben erhöht 
werden. Darüber hinaus soll im Rahmen 
des Vermeidungsgebots die Flächenin
anspruchnahme im Allgemeinen sowie die 

Nutzungsaufgabe land- und forstwirt-
schaftlicher Flächen im Besonderen mini-
miert werden. Schließlich soll den Her-
ausforderungen der Energiewende, vor 
allem des Ausbaus der Erneuerbaren Ener-
gien und des Netzausbaus, Rechnung ge-
tragen werden (BMU 2013b).

Die bundeseinheitliche Standardisie-
rung der Eingriffsregelung ist – nachdem 
sich der erste Ansatz Mitte der 1990er 
Jahre (LANA 1996) nicht durchgesetzt 
hatte – lange überfällig und mittlerweile 
auch Vorgabe des § 15 Abs. 7 des Bundes-
naturschutzgesetzes (BNatSchG). 

Nach dem Entwurf des Bundesumwelt-
ministeriums (BMU) vom 05.11.2012 und 
einer Verbändeanhörung hat das Bundes-
kabinett am 24.04.2013 einen zweiten, 
erheblich veränderten Entwurf einer „Ver-
ordnung über die Kompensation von Ein-
griffen in Natur und Landschaft (Bundes-
kompensationsverordnung – BKompV)“ 
beschlossen. Der Entwurf bedarf noch der 
Zustimmung des Bundesrates.

2 �K ernpunkte der Neuregelung

2.1 � Grundsätzliches

Der BKompV-E regelt das Nähere zur 
Kompensation von Eingriffen im Sinne 

von § 14 Abs. 1 BNatSchG, insbesondere 
zu Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen sowie zur Höhe 
der Ersatzzahlung und zum Verfahren zu 
ihrer Erhebung (§ 1 Abs. 1 BKompV-E). Er 
gliedert sich in fünf Abschnitte und enthält 

ffallgemeine Regelungen zum Anwen-
dungsbereich sowie zu den Anforderun-
gen an die Kompensation (Abschnitt 1, 
§§ 1 und 2), 

ffRegelungen zur Ermittlung des Kom-
pensationsbedarfs (Abschnitt 2, §§ 3 bis 6) 

ff sowie zu Ausgleich und Ersatz von Be-
einträchtigungen, insbesondere unter 
Berücksichtigung agrarstruktureller Be-
lange, von Bewirtschaftungs- und Pflege-
maßnahmen, von Maßnahmen zur Ent-
siegelung und Wiedervernetzung sowie 
von Unterhaltung und rechtlicher Siche-
rung (Abschnitt 3, §§ 7 bis 11),

ffVorgaben zu Voraussetzungen und 
Höhe der Ersatzzahlung (Abschnitt 4, §§ 
12 bis 14) und

ffabschließend in Abschnitt 5 (§§ 15 und 
16) Aussagen zur Übergangsregelung und 
zum Inkrafttreten. 

Die Schritte der Kompensationsermitt-
lung (Bestandsaufnahme und Bewertung 
der Schutzgüter, Bewertung der Eingriffs-
intensität, Ermittlung des Kompensations-
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bedarfs, Ermittlung der Maßnahmen für 
Ausgleich und Ersatz bzw. Höhe des zu 
zahlenden Ersatzgeldes) werden mit Hil-
fe von sechs zum Teil sehr umfänglichen 
und ausdifferenzierten Anlagen geregelt. 
Insbesondere werden sehr detaillierte Vor-
gaben zur schutzgut- und funktionsbezo-
genen Erfassung und Bewertung des Aus-
gangszustands von Natur und Landschaft, 
zu räumlichen und funktionalen Anforde-
rungen an Ausgleich und Ersatz sowie an 
die Eignung von Bewirtschaftungs- und 
Pflegemaßnahmen im Rahmen der land- 
und forstwirtschaftlichen Nutzung als 
Kompensationsmaßnahmen gemacht.

Neu strukturiert und gegenüber dem 
ersten Entwurf der BKompV ergänzt ist 
Abschnitt 2 zur Ermittlung des Kompen-
sationsbedarfs, in dem einleitend das 
grundsätzliche Vorgehen geregelt wird. 
So sind der vorhandene Zustand von Na-
tur und Landschaft im Einwirkungsbe-
reich des Vorhabens sowie die zu erwar-
tenden Beeinträchtigungen zu ermitteln 
und zu bewerten. Hierzu sind in jedem 
Fall die im Einwirkungsbereich des Vor-
habens liegenden Biotope zu erfassen. 
Weitere Schutzgüter (Tiere, Pflanzen, Bo-
den, Wasser, Klima oder Luft und Land-
schaftsbild) sind nur dann zu erfassen, 
wenn für diese erhebliche Beeinträchti-
gungen besonderer Schwere bzw. für das 
Landschaftsbild erhebliche Beeinträchti-
gungen prognostiziert werden (§ 3 Abs. 3 
BKompV-E). Vorhabenbezogene Wirkun-
gen, die naturschutzrechtlich als sehr ge-
ring eingeschätzt werden, bleiben unbe-
rücksichtigt (§ 3 Abs. 1 BKompV-E).

2.2 � Bestandsaufnahme und 
Bewertung der Schutzgüter

Mit Anlage 1 zu § 3 Abs. 3 Satz 1 und § 5 
Abs. 1 BKompV-E wird für die Bewertung 
der Bedeutung der Funktion der Schutz-
güter Tiere, Pflanzen, Lebensgemeinschaf-
ten/Biotope, Boden, Wasser, Klima/Luft 
und Landschaftsbild eine Tabelle zur Ver-
fügung gestellt, die die Funktionen der 
Schutzgüter im Naturhaushalt beschreibt 
sowie Erfassungskriterien und einen Be-
wertungsrahmen vorgibt. Die Bewertung 
ist schutzgutspezifisch anhand einer 
sechsstufigen Skala von „hervorragend“ 
bis „sehr gering“ durchzuführen. 

Der Bewertungsrahmen bei Pflanzen 
und Tieren orientiert sich am Vorkommen 
von gefährdeten bzw. bundes- und/oder 
landesweit bedeutenden Tier- bzw. Pflan-
zenarten. Beim Schutzgut Boden erfolgt 
die Bewertung nach dem Gefährdungsgrad 
in Bezug auf die wissenschaftliche, natur-
geschichtliche, kulturhistorische oder lan-
deskundliche Bedeutung des jeweiligen 

Bodentyps, die natürlichen Bodenfunkti-
onen und die natürliche Bodenfruchtbar-
keit, wobei sich die Erhebung vorwiegend 
auf vorhandene Bodeninformationssyste-
me stützen soll. Die Bewertung des Schutz-
guts Wasser erfolgt differenziert für Ober-
flächengewässer, Grundwasser und Hoch-
wasserschutz- bzw. Retentionsfunktion. 
Für die Oberflächengewässer ist hierfür 
der ökologische Zustand oder das ökolo-
gische Potenzial zugrunde zu legen oder 
– soweit diese Einstufung noch nicht er-
folgt ist – die Gewässergüte anhand der 
Gewässergüte- und Strukturgüteklassen. 
Die Bewertung des Grundwassers erfolgt 
abweichend von der sechsstufigen Bewer-
tungsskala auf Grundlage der jeweiligen 
Informationssysteme bzw. der landesbe-
zogenen Bewertungsvorgaben. Die Hoch-
wasserschutz- und Retentionsfunktion ist 
anhand des Bemessungshochwassers und 
der festgesetzten oder vorgesehenen Über-
schwemmungsbiete zu bewerten.

Im Bereich Klima/Luft sind die klima-
tischen und lufthygienischen Ausgleichs-
funktionen und die Klimaschutzfunktio-
nen durch Treibhausgassenken zu bewer-
ten. Das Landschaftsbild wird anhand 
einer Zuordnung zu den Landschaftstypen 
„Naturlandschaften“, „Historisch gewach-
sene Kulturlandschaften“, „Naturnahe 
Landschaften ohne wesentliche Prägung 
durch technische Infrastruktur“ und „Be-
sonders bedeutsame Einzellandschaften“ 
bewertet. Neben der Ausprägung dieser 
Landschaftskategorien ist die überregio-
nale, deutschlandweite oder europaweite 
Bedeutung der Landschaft als wesentli-
ches Bewertungsmerkmal hinzuzuziehen.

Für die Schutzgüter Boden, Wasser und 
Klima/Luft werden die Erfassungsnotwen-
digkeit und erforderliche Erfassungspara-
meter wirkungsspezifisch konkretisiert.

Die Grundbewertung des Schutzgutes 
Biotope erfolgt nach § 4 BKompV-E in Ver-
bindung mit Anlage  2. Zunächst sind 
sämtliche betroffenen Biotope den Bio-
toptypen der Anlage 2 zuzuordnen und 

auf der Grundlage der in Spalte 3 der An-
lage enthaltenen Biotoptypenwerte zu 
bewerten. Dabei können im Einzelfall Ab-
weichungen um bis zu drei Wertpunkte 
nach oben oder nach unten vorgenommen 
werden. Zudem soll den Ländern die Mög-
lichkeit eingeräumt werden, weitere Bio-
toptypen aufzunehmen und innerhalb der 
vorgegebenen Systematik zu bewerten. 
Auf dieser Grundlage ist die Bedeutung 
jedes Biotops von „sehr gering“ (Biotop-
werte 0 bis 4) bis „hervorragend“ (Biotop-
werte 22 bis 24) einzuordnen.

2.3 � Bewertung der 
Eingriffsintensität

Als Voraussetzung für die Ermittlung des 
erforderlichen Kompensationsumfangs ist 
im nächsten Schritt die Schwere des Ein-
griffs zu ermitteln. Sie leitet sich anhand 
einer vorgegebenen Matrix (Anlage 3 zu 
§ 4 Abs. 3 Satz 2 und § 5 Abs. 2 Satz 2 
BKompV-E, s. Tab. 1) aus der Verschnei-
dung der Bedeutung der Schutzgüter mit 
der Intensität der vorhabenbezogenen 
Wirkungen ab. Hierbei sind sowohl die 
erfassten und bewerteten Biotope als auch 
diejenigen weiteren Schutzgüter und 
Funktionen, für die erhebliche Beeinträch-
tigungen besonderer Schwere (bzw. für das 
Landschaftsbild erhebliche Beeinträchti-
gungen) gemäß § 3 Abs.  3 BKompV-E 
prognostiziert wurden, zu berücksichti-
gen. 

Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 BKompV-E ist 
die Beeinträchtigung eines Biotops durch 
Versiegelung in der Regel als „hoch“ zu 
bewerten. Mittelbaren Wirkungen des 
Vorhabens auf Biotope soll dagegen ein 
Faktor zwischen 0,1 und 1 zugeordnet 
werden. Nach der Begründung (BMU 
2013c; zu § 4) müssen entsprechende Re-
gelungen auf normativer Ebene notwen-
digerweise abstrakt bleiben, so dass für 
die Praxis explizit Konkretisierungen an 
Hand von Fallgruppen oder repräsentati-
ven Einzelbeispielen in Form eines Leitfa-
dens empfohlen werden.

Tab. 1: Anlage 3 zum BKompV-E – Feststellung der Schwere der zu erwartenden Beeinträchtigungen.

Bedeutung der Funktionen 
des jeweiligen Schutzgutes

Stärke, Dauer und Reichweite der vorhabenbezogenen Wirkungen

I
gering

II
mittel

III
hoch

1  sehr gering – – –

2  gering – – eB

3  mäßig – eB eB

4  hoch eB eB eBS

5  sehr hoch eB eBS eBS

6  hervorragend eBS eBS eBS

– 	 keine erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten
eB 	 erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten
eBS 	 erhebliche Beeinträchtigung besonderer Schwere zu erwarten
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Zudem werden in Anlage 3 Feststellun-
gen der Schwere der zu erwartenden Be-
einträchtigungen der natürlichen Boden-
funktionen getroffen, wonach eine erheb-
liche Beeinträchtigung ab einer Größe von 
300 m² vorliegt. Bei einer Versiegelung 
oder einem Bodenabtrag von bisher un-
versiegelten Flächen ab einer Größe von 
10 000 m² muss geprüft werden, ob eine 
erhebliche Beeinträchtigung besonderer 
Schwere vorliegt.

2.4 � Ermittlung des 
Kompensationsbedarfs

Bei den Biotopen, bei denen mindestens 
eine erhebliche Beeinträchtigung zu er-
warten ist, ist der biotopwertbezogene 
Kompensationsbedarf zu ermitteln. Hier-
zu ist bei Flächeninanspruchnahmen eine 
Bilanzierung der Biotopwerte vor und 
nach Durchführung des Eingriffs vorzu-
nehmen und mit der voraussichtlich be-
einträchtigten Fläche in Quadratmetern 
zu multiplizieren (§ 6 Abs. 1 Nr. 1). Bei 
mittelbaren Beeinträchtigungen ist ein 
nach Stärke, Dauer und Reichweite zu 
bildender „Beeinträchtigungsfaktor“ nach 
§ 4 Abs. 4 Satz 2 BKompV-E hinzuzuzie-
hen, der zwischen 0,1 und 1 liegen kann 
(§ 6 Abs. 1 Satz 2). Die Summe der gebil-
deten Produkte ergibt den biotopwertbe-
zogenen Kompensationsbedarf.

Liegt für das Schutzgut Biotope oder 
für die weiteren Schutzgüter und Funkti-
onen eine erhebliche Beeinträchtigung 
besonderer Schwere vor oder beim Schutz-
gut Landschaftsbild eine erhebliche Be-
einträchtigung, ist dagegen verbal-argu-
mentativ der funktionsspezifische Kom-
pensationsbedarf zu ermitteln (§ 6 Abs. 2). 
Der Biotopwert der funktionsspezifischen 
Kompensationsmaßnahmen ist vom bio-
topwertbezogenen Kompensationsbedarf 
abzuziehen (§ 7 Abs. 1 BKompV-E).

2.5 � Ermittlung der Maßnahmen für 
Ausgleich und Ersatz bzw. Höhe 
des zu zahlenden Ersatzgeldes 

Entsprechend der Differenzierung in den 
§§ 4 und 5 BKompV-E unterscheiden die 
§§ 7 und 8 der Verordnung bei den An
forderungen an die Realkompensation 
zwischen Biotopen und weiteren Schutz
gütern sowie erheblichen Beeinträchti-
gungen und erheblichen Beeinträchtigun-
gen besonderer Schwere.

Erhebliche Beeinträchtigungen von 
Biotopen sind nach § 7 Abs. 1 ausgeglichen 
oder ersetzt, wenn im betroffenen Natur-
raum innerhalb einer angemessenen Frist 
eine Aufwertung des Naturhaushalts oder 
Landschaftsbildes erfolgt, die in ihrem 
Biotopwert dem nach § 6 ermittelten bio-

topwertbezogenen Kompensationsbedarf 
entspricht. Die Lage der Naturräume ist 
dabei gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 BKompV-E 
„auf der Grundlage“ der Anlage 4 zu be-
stimmen, die sich – ebenso wie die Be-
gründung zum BNatSchG 2010 (Bundes-
ratsdrucksache 278/09 vom 03.04.2009, 
S. 180f.) – auf eine Gliederung der Natur-
räume durch das Bundesamt für Natur-
schutz (BfN) beruft und diese nunmehr 
in den Gesetzesrang erheben will. Ein be-
sonderer Stellenwert wird Kompensati-
onsmaßnahmen eingeräumt, die mit einer 
Entsiegelung oder einer Wiedervernet-
zung von Lebensräumen verbunden sind, 
indem ihnen zusätzlich 15 Wertpunkte je 
Quadratmeter aufgewerteter Fläche an-
zurechnen sind. Bei technischen Wieder-
vernetzungmaßnahmen sind auch mittel-
bare erzielte Aufwertungen anzuerken-
nen. Erhebliche Beeinträchtigungen von 
Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima 
oder Luft werden durch die nach den vor-
stehenden Regelungen erforderliche Auf-
wertung kompensiert (§ 8 Abs. 1 BKompV-
E). Erhebliche Beeinträchtigungen beson-
derer Schwere von Biotopen sind dagegen 
entsprechend den erheblichen Beeinträch-
tigungen besonderer Schwere der weiteren 
Schutzgüter zu kompensieren (§ 7 Abs. 3 
BKompV-E).

Je nachdem, ob die betroffenen Funk-
tionen innerhalb des Funktionsraumes 
(entsprechend Anlage 5 Abschnitt A Spal-
te 4) oder im selben Naturraum hergestellt 
werden können, ist eine Beeinträchtigung 
besonderer Schwere ausgleichbar oder er-
setzbar (§ 8 Abs. 3 und 4). 

Die Anforderungen an Ausgleich und 
Ersatz bei erheblichen Beeinträchtigungen 
besonderer Schwere sowie mindestens er-
hebliche Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes werden in Anlage  5 be-
stimmt. In Abschnitt A Spalte 3 werden die 
Ziele für Ausgleich und Ersatz konkretisiert 
und Beispielmaßnahmen genannt. Für die 
Schutzgüter Biotope, Tiere und Pflanzen 
gilt unter den funktionalen Anforderungen 
als Ziel die Wiederherstellung, Optimie-
rung und Neuschaffung der Biotope, Ha-
bitate bzw. Standorte der betroffenen Art. 
Als Maßnahmenbeispiel werden u.a. Nähr-
stoffentzug, Wiedervernässung, Reaktivie-
rung/Schaffung von Vernetzungsstruktu-
ren, Wiederherstellung von Lebensräumen 
oder Bewirtschaftungs- und Pflegemaß-
nahmen genannt. Im Sinne des § 2 Abs. 4 
BKompV-E ist bei der Umsetzung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen auf Mul-
tifunktionalität und damit einen möglichst 
geringen Flächenbedarf zu achten.

Für Ausgleichsmaßnahmen wird ein 
enger räumlicher Bezug vorausgesetzt, 

der in Anlage 5 Abschnitt A Spalte 4 näher 
bestimmt wird. So sind z.B. die Aus-
gleichsmaßnahmen für Pflanzen und Tie-
re im jeweiligen vom Eingriff betroffenen 
populations- bzw. artspezifischen Funkti-
onsraum in Abhängigkeit von konkreten 
Verbreitungsarealen bzw. Aktionsräumen 
durchzuführen; Ausgleichsmaßnahmen 
für Biotope sind im betroffenen Land-
schaftsraum, der sich durch eine ähnliche 
Biotopausstattung abgrenzt, umzusetzen. 

Sowohl für Ausgleichs- als auch für 
Ersatzmaßnahmen ist die Wiederherstel-
lung innerhalb einer angemessenen Frist 
zwingend. Dabei sind Entwicklungszeiten 
nach Anlage 5 Abschnitt B BKompV-E zu 
berücksichtigen.

§ 10 BKompV-E regelt gemeinsam mit 
den Abschnitten A bis C der detaillierten 
Anlage 6 zum BKompV-E 

ffdie Festsetzung von Bewirtschaftungs- 
und Pflegemaßnahmen, die der dauerhaf-
ten Aufwertung des Naturhaushalts oder 
des Landschaftsbildes dienen (Abs. 1), 

ffMaßnahmen zur Entsiegelung, die 
durchgeführt werden sollen, um eingriffs-
bedingte Neuversiegelungen zu kompen-
sieren (Abs. 2), sowie 

ffMaßnahmen zur Wiedervernetzung von 
Lebensräumen, um bestehende Beein-
trächtigungen der ökologischen Aus-
tauschbeziehungen sowie des räumlichen 
Zusammenhangs von Lebensräumen zu 
verringern (Abs. 3).

Hinsichtlich der Unterhaltung und 
rechtlichen Sicherung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen regelt § 11 Abs. 1 
BKompV-E zunächst, dass die Unterhal-
tung die zur Entwicklung und Erhaltung 
erforderliche Pflege umfasst – die noch im 
ersten Entwurf enthaltene Regelung, dass 
Kompensationsmaßnahmen bei privaten 
Vorhabenträgern 30  Jahre nicht über-
schreiten sollen, wurde nicht übernom-
men. In Absatz 2 wird – ebenfalls abwei-
chend vom ersten Entwurf – festgelegt, 
dass die zuständige Behörde über die Art 
und Weise der rechtlichen Sicherung der 
Realkompensationsmaßnahmen nach 
pflichtgemäßen Ermessen entscheidet – 
eine zwingende dingliche Sicherung wäre 
danach nicht mehr erforderlich. Auch die 
Möglichkeit, dass sich der Kompensations-
pflichtige seiner Kompensationspflichten 
durch vertragliche Vereinbarungen mit 
Dritten entledigt, kann die zuständige 
Behörde auch nach Erlass des Zulassungs-
bescheids „mit befreiender Wirkung“ ge-
statten. 

Sofern die Anforderungen an Ausgleich 
bzw. Ersatz aus tatsächlichen oder recht-
lichen Gründen nicht erfüllt werden kön-
nen, wird entsprechend der bundesrecht-
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lichen Vorgabe in § 15 Abs. 6 BNatSchG 
die Möglichkeit einer Zahlung von Ersatz-
geld eingeräumt. Dieses ist nach den auf-
geführten Regelbeispielen insbesondere 
der Fall, wenn die betroffenen Funktionen 
durch Maßnahmen nicht oder nur unter 
unzumutbaren Belastungen herstellbar 
sind (Nr. 1) oder geeignete Kompensati-
onsflächen im betroffenen Naturraum 
nicht vorhanden oder nicht verfügbar sind 
(Nr. 2). Nach der Sonderregelung für ver-
tikale Mast- oder Turmbauten gelten die 
oberhalb von 20 m über der Geländeober-
fläche verursachten Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbilds in der Regel nicht als 
kompensierbar, so dass hierfür regelmä-
ßig Ersatzgeld zu leisten ist. Als mögliche, 
aber in der Praxis „eher seltene Ausnah-
me“ einer Realkompensation nennt die 
Begründung den Rückbau vergleichbarer 
vertikaler Anlagen (BMU 2013c; zu § 12).

Zur Höhe der Ersatzzahlung regelt § 13 
Abs. 1 BKompV-E, dass bei Ermittlung der 
durchschnittlichen Kosten der nicht 
durchführbaren Kompensationsmaßnah-
men die Bodenrichtwerte nach § 196 
BauGB anzuwenden sind. Für den Fall 
nicht feststellbarer Kosten konkretisiert 
Absatz 2 die Höhe der Ersatzzahlung dif-
ferenziert nach

ffMast- und Turmbauten: 100 bis 800 € 
je m Anlagenhöhe,

ffGebäuden: 0,01 bis 0,08 € je m³ um-
bauten Raums,

ffAbgrabungen: 0,10 bis 0,80 € je m² in 
Anspruch genommener Fläche,

ffAufschüttungen: 0,30 bis 2,40 € je 
100 m³ aufgeschütteten Materials.

Eine Sonderregelung enthält schließ-
lich § 14 BKompV-E für die Erhebung der 
Ersatzzahlung im Bereich der AWZ und 
des Festlandsockels. Diese soll als zweck-
gebundene Abgabe an den Bund geleistet 
werden. Das BMU als Bewirtschafter der 
Mittel kann diese an eine der Aufsicht des 
Bundes unterstehende Einrichtung oder 
eine vom Bund beherrschte Gesellschaft 
oder Stiftung weiterleiten, wodurch es 
ermöglicht werden soll, aus fachlicher 
Sicht sinnvolle Maßnahmen auch Dritten 
zur Verfügung stellen zu können (BMU 
2013c; zu § 14).

3 � Bewertung und Vorschläge 

3.1 � Chancen

Die Zielsetzung der neuen Verordnung ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Eine mög-
lichst weitreichende Vereinheitlichung der 
Methode der Eingriffsregelung auf Bun-
desebene ist überfällig und wird die Trans-
parenz und Akzeptanz des Naturschutz-
rechts verbessern. Diverse unbestimmte 

Rechtsbegriffe aus dem BNatSchG sollen 
zudem durch die BKompV bundesrecht-
lich definiert und konkretisiert werden. 

In der Begründung zum Entwurf der 
BKompV wird der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung ein hoher Stellenwert 
zuerkannt. So wird ausdrücklich auf die 
Bedeutung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung als grundlegendes In
strument zur Verwirklichung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege 
im Sinne des § 1 BNatSchG hingewiesen. 
Es wird betont,

ffdass der Eingriffsregelung eine erheb-
liche Bedeutung bei der dauerhaften Si-
cherung der biologischen Vielfalt, der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts und der Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit sowie des Erholungswerts 
von Natur und Landschaft zukommt (vgl. 
§ 1 Abs. 1 BNatSchG) und

ffdass die Verpflichtung zur Vermeidung 
und Kompensation von Beeinträchtigun-
gen bei Eingriffen in Natur und Landschaft 
als eine Ausprägung des Vorsorgeprinzips 
im weiteren Sinne und des Verursacher-
prinzips zugleich einen wesentlichen Bei-
trag zur Umsetzung des Verfassungsge-
bots zum Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen aus Artikel 20a des Grundge-
setzes (GG) darstellt.

Im Weiteren wird hervorgehoben, dass 
die Verordnung zur Verringerung der Flä-
cheninanspruchnahme beitragen soll: „Je 
stärker es im Rahmen des Vermeidungs-
gebots gelingt, die Flächenneuinanspruch-
nahme durch den Eingriff selbst zu ver-
ringern, desto geringer fällt in der Regel 
auch der Kompensationsbedarf aus, der 
eine weitere Flächeninanspruchnahme 
mit sich bringt.“ (BMU 2013b).

Für den Ausgleich von Beeinträchti-
gungen besonderer Schwere bzw. mindes-
tens erheblicher Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbilds werden in Anlage  5 
BKompV-E konkrete räumliche Anforde-
rungen an die funktionsbezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen gestellt, die das 
BNatSchG bisher nicht zur Verfügung 
stellt. Diese Konkretisierung stärkt den 
funktionsbezogenen Ausgleich zumindest 
bei Beeinträchtigungen besonderer Schwe-
re sowie bei erheblichen Beeinträchtigun-
gen des Landschaftsbilds und ist ein deut-
licher Schritt in Richtung auf eine bundes-
einheitliche Standardisierung. 

Durch die Einführung der Bagatellklau-
sel in § 3 Abs. 1 Satz 2 BKompV-E, nach 
der vorhabenbezogene Wirkungen, die 
naturschutzfachlich als „sehr gering“ ein-
geschätzt werden, bei den nachfolgenden 
Bewertungsschritten außer Betracht blei-
ben sollen, sowie der Einschränkung für 

die detaillierte Erfassung und Bewertung 
von „weiteren“ Schutzgütern nach § 3 
Abs. 3 BKompV-E ergibt sich gegenüber 
dem Vorentwurf der BKompV eine größe-
re Berücksichtigungsmöglichkeit fachgut-
achterlicher Einschätzungen im Einzelfall. 
Durch die zusätzliche Option, länderspe-
zifische Biotope in die Biotoptypenliste in 
Anlage 2 aufzunehmen, können mit die-
sem Entwurf auch regionsspezifische Be-
sonderheiten Berücksichtigung finden. 

Die Möglichkeit der spezifischen An-
passung des Untersuchungsprogramms, 
nach dem eine Art vorgezogenes Scree-
ning durchgeführt wurde, ist aus Sicht der 
Planungspraxis sehr begrüßenswert. Al-
lerdings bleibt zu prüfen, inwieweit ein 
solches Screening ohne Bestandsaufnah-
me der relevanten Schutzgüter erfolgreich 
sein kann.

In Anlage 1 (Bestandserfassung und 
Bewertung weiterer Schutzgüter und 
Funktionen) werden für die Schutzgüter 
Boden, Wasser und Klima/Luft die wir-
kungsspezifische Erfassungsnotwendigkeit 
und Erfassungsparameter aufgenommen. 
Hierdurch wird zum einen ein Augenmerk 
auf aktuelle umweltrelevante Probleme 
(z.B. Treibhausgasemissionen) gelenkt 
und zum anderen eine Standardisierung 
der Eingriffsbewertung erreicht. Beim 
Schutzgut Wasser werden z.B. Wasserent-
nahmen oder diffuse Einträge in ein Ge-
wässer als wirkungsspezifische Erfassungs-
notwendigkeiten genannt. Hieraus lässt 
sich schließen, dass solche Wirkfaktoren 
erhebliche Beeinträchtigungen und damit 
Kompensationspflichten auslösen, was 
bisher häufig kontrovers diskutiert wurde.

3.2 � Defizite 

Das Ziel, durch die Verordnung einen Bei-
trag zur Verringerung der Flächeninan-
spruchnahme zu leisten, könnte die 
BKompV in der Fassung des zweiten Ent-
wurfs nur eingeschränkt erreichen. Zwar 
wird in § 2 Abs. 3 BKompV-E festgelegt, 
dass bei der Prüfung zumutbarer Alterna-
tiven, den mit dem Eingriff verfolgten 
Zweck am gleichen Ort ohne oder mit ge-
ringeren Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft zu erreichen, auch berück-
sichtigt werden soll, inwieweit diese dazu 
beitragen, die Inanspruchnahme von Flä-
chen sowohl durch den Eingriff als auch 
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu 
verringern. Die Soll-Vorgaben (§ 2 Abs. 4 
BKompV-E), Kompensationsmaßnahmen 
multifunktional auszugestalten und zur 
Deckung des Kompensationsbedarfs ins-
besondere auf bevorratete Kompensati-
onsmaßnahmen nach § 16 BNatSchG so-
wie Flächen der öffentlichen Hand zurück-
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zugreifen (§ 2 Abs. 5 BKompV-E), dienen 
jedoch allein dem Ziel, die Flächeninan-
spruchnahme auf der Kompensationsseite 
so gering wie möglich zu halten. Der An-
spruch, eine Flächenneuinanspruchnah-
me durch den Eingriff selbst zu verringern, 
wird nicht weiter aufgegriffen. Der Zusatz 
in § 2 Abs. 3, dass bei der Prüfung zumut-
barer Alternativen auch berücksichtigt 
werden soll, inwieweit diese dazu beitra-
gen, die Inanspruchnahme von Flächen 
durch den Eingriff sowie für die Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zu verrin-
gern, mag eine rechtliche Konkretisierung 
darstellen, bedeutet für die gegenwärtige 
Praxis aber keine Änderung, da Alterna-
tivenprüfungen i.d.R. diesem Grundsatz 
bereits folgen.

Neuversiegelungen des Bodens werden 
erst ab einer Größe von 300 m² als erheb-
liche Beeinträchtigung gewertet. Ein zu-
sätzlicher Kompensationsbedarf über die 
Biotoptypen hinaus, entsteht erst bei Neu-
versiegelungen oder Bodenabtrag ab einer 
Fläche von 10 000 m² (vgl. Anlage  3 
BKompV-E). Gerade für kleinere Vorha-
ben wird sich der Kompensationsbedarf 
durch diese Regelung verringern. Diese 
Regelungen bringen praktische Erleichte-
rungen, widersprechen jedoch dem selbst 
gesteckten Ziel des Verordnungsentwurfs, 
die Flächeninanspruchnahme grundsätz-
lich zu minimieren. Auch durch die gene-
relle multifunktionale Anrechenbarkeit 
erheblicher Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Boden, Was-
ser, Klima und Luft mit den Kompensati-
onsmaßnahmen für Biotope (§ 8 Abs. 1 
BKompV-E) werden sich in vielen Fällen 
die Anforderungen an die Kompensation 
verringern. Die Wiederherstellung spezi-
fischer Funktionen findet bei erhebli- 
chen Beeinträchtigungen ohne besondere 
Schwere keine Berücksichtigung mehr, da 
die Kompensation allein nach dem Bio-
topwertverfahren ermittelt wird.

Unklar bleibt die Stellung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen bei der 
Abarbeitung der Eingriffsregelung. Erheb-
liche Beeinträchtigungen der Biotope sind 
nach § 7 Abs. 1 BKompV-E ausgeglichen 
oder ersetzt, wenn im betroffenen Natur-
raum innerhalb einer angemessenen Frist 
eine Aufwertung des Naturhaushalts oder 
Landschaftsbilds erfolgt. Erhebliche Be-
einträchtigungen des Landschaftsbilds 
sowie erhebliche Beeinträchtigungen be-
sonderer Schwere sonstiger Schutzgüter 
sind dagegen nach § 8 Abs.  3 und 4 
BKompV-E ausgleichbar, wenn die be-
troffene Funktion (BMU 2013c; zu § 6) 
innerhalb des vom Eingriff betroffenen 
Funktionsraums (entsprechend Anlage 5 

Abschnitt A Spalte 4) und in einer ange-
messenen Frist wiederhergestellt werden 
kann. Sie gelten als ersetzbar, wenn die 
betroffene Funktion durch Maßnahmen 
im selben Naturraum und innerhalb einer 
angemessenen Frist wiederhergestellt 
werden kann. 

Diese explizite Unterscheidung er-
weckt den Eindruck, dass die Verordnung 
Ersatz erst dann vorsieht, wenn Aus-
gleichsmaßnahmen nicht möglich sind, 
was aber im Widerspruch zu § 15 Abs. 2 
BNatSchG sowie § 8 Abs. 2 der BKompV-E 
selbst steht, wonach „Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen zueinander nicht in ei-
nem Vor- und Nachrangverhältnis stehen, 
sondern gleichrangig sind“ (vgl. auch Bay-
erischer VGH 2013; Rn. 58 ). Da die Um-
setzungsmöglichkeit von Kompensations-
maßnahmen in der Praxis in erster Linie 
von der Verfügbarkeit geeigneter Flächen 
abhängt, ist davon auszugehen, dass die 
räumlichen Anforderungen, die an Aus-
gleichsmaßnahmen gestellt werden, dazu 
führen, dass in den meisten Fällen Ersatz-
maßnahmen das Mittel der Wahl sein 
werden, womit sich die Ausführungen in 
Anlage 5 A Spalte 4 erübrigen würden.

Nach Anlage 3 BKompV-E soll die Fest-
stellung der Schwere der zu erwartenden 
Beeinträchtigungen durch die Verschnei-
dung der Bedeutung der Funktionen des 
jeweiligen Schutzgutes mit der Stärke, 
Dauer und Reichweite der vorhabenbezo-
genen Wirkungen erfolgen (s. Tab. 1). 
Während eine Konkretisierung für die Be-
wertung der Bedeutung der Schutzgut-
funktionen mit Anlage 1 zumindest ver-
sucht wird, erfolgt für die Bewertung der 
zu erwartenden Beeinträchtigungen keine 
weitere inhaltliche Normierung. In § 4 
Abs. 4 BKompV-E wird lediglich für Be-
einträchtigungen von Biotopen ausge-
führt, dass Versiegelungen zu einer hohen 
Beeinträchtigung führen. Darüber hinaus 
gibt es in Anlage 3 konkrete Vorgaben zur 
Einstufung der Beeinträchtigungen natür-
licher Bodenfunktionen. In der Begrün-
dung werden als relevante Bewertungs-
kriterien noch der Grad der mechani-
schen, chemischen und akustischen Ein-
wirkung sowie der zeitliche und räumliche 
Umfang der Einwirkung genannt. 

Ohne eine weitergehende Normierung 
der Einstufung zu erwartender Beein-
trächtigungen nach Stärke, Dauer und 
Reichweite der Auswirkungen kann eine 
bundesweit einheitliche und vergleichba-
re Anwendung der Eingriffsregelung 
kaum gewährleistet werden. Die Notwen-
digkeit hierzu ergibt sich aus der entschei-
denden Rolle dieser Einstufung für die 
weitere Kompensationsberechnung, denn 

je nachdem, ob eine besondere Schwere der 
erheblichen Beeinträchtigung festgestellt 
wird, variieren die Anforderungen an Aus-
gleich und Ersatz beträchtlich. Hier hilft 
auch die Erläuterung in der Begründung 
zu § 4 Abs. 4, dass Vorgaben für die Be-
wertung der Beeinträchtigungsintensität 
auf normativer Ebene notwendigerweise 
sehr abstrakt bleiben, wenig weiter. Der 
in der Begründung vorgeschlagene Leit-
faden, in dem zumindest anhand von Bei-
spielen Vorgaben zur Einstufung der Be-
einträchtigungen gemacht werden, sollte 
daher unbedingt vor Inkrafttreten der 
Verordnung zur Verfügung stehen.

Anlage 2 sieht eine einheitliche Anwen-
dung der Standard-Biotoptypenliste bei 
der Kartierung im Gelände vor. Dieses 
wäre jedoch nur mit Hilfe eines differen-
zierten Kartierschlüssels möglich, der 
auch regionstypische Besonderheiten be-
rücksichtigen sollte. Als Neuregelung im 
Vergleich zum ersten Entwurf der BKompV 
können regionstypische Differenzierun-
gen nach § 4 Abs. 1 durch die Länder er-
gänzt werden. Auch eine Zuordnung der 
Biotoptypenlisten der Länder zu den Bio-
toptypen der Anlage 2 ist nach § 4 Abs. 1 
BKompV-E möglich, allerdings ist eine 
Übertragbarkeit vermutlich nicht in jedem 
Fall gegeben. Insbesondere die weniger 
schützenswerten kulturgeprägten Biotop-
typen fehlen häufig in den Länderkartier-
schlüsseln (vgl. Riecken et al. 2006: 49). 
Dennoch stellen die Neuerungen des zwei-
ten BKompV-E im Vergleich zum ersten 
Entwurf, insbesondere die Möglichkeit der 
Berücksichtigung länderspezifischer Be-
sonderheiten und der größere Spielraum 
bei der Bewertung der Biotoptypen, eine 
deutliche Verbesserung aus Sicht der Pla-
nungspraxis dar. 

3.3 � Regelungsvorschläge

Die Heterogenität der gesetzlichen und 
untergesetzlichen Normen, Verwaltungs-
vorschriften, Erlasse und Leitfäden, die 
bisher auf Landes- und kommunaler Ebe-
ne, teilweise aber auch auf Bundesebene 
besteht, wobei z.T. auch sektorale Unter-
scheidungen gemacht werden (vgl. z.B. 
ML 2002, MU & NLÖ 2003, NLfS &NL-
WKN 2006, NLÖ 1994, NLT 2011) führt 
zwangsläufig zu einer unterschiedlichen 
Bewertung vergleichbarer Sachverhalte 
in den Ländern und über Ländergrenzen 
hinweg. Hierdurch werden insbesondere 
große Vorhaben, die administrative Gren-
zen überschreiten, erschwert (BMU 
2013b; Gliederungspunkt A.I). Insofern 
ist der Ansatz einer bundeseinheitlichen 
Standardisierung und der Definition und 
Konkretisierung unbestimmter Rechtsbe-
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griffe aus dem BNatSchG durch die 
BKompV zu begrüßen. Die Neuerungen, 
die in den zweiten Entwurf eingebracht 
wurden, verbessern die Umsetzbarkeit 
gegenüber dem ersten Entwurf deutlich. 
Hervorzuheben sind insbesondere die Fle-
xibilisierung bei der Bestandserfassung 
der verschiedenen Schutzgüter sowie der 
veränderte Bewertungsrahmen zu den 
Biotoptypen (Anlage 2). 

In jedem Fall sollte vor Inkrafttreten 
einer bundeseinheitlichen Kompensati-
onsverordnung ein Praxistest erfolgen, bei 
dem Eingriffsvorhaben unterschiedlicher 
Art und unterschiedlichen Umfangs eine 
konkrete Bewertung erfahren. Durch eine 
solche Erprobung ließen sich Schwierig-
keiten und Widersprüchlichkeiten bei der 
Umsetzung ermitteln und korrigieren.

Als eine der größten Vollzugsschwä-
chen der Eingriffsregelung wird bezeich-
net, dass die tatsächliche Verwirklichung 
und vor allem auch die dauerhafte Siche-
rung von Ausgleichsmaßnahmen nicht 

angemessen gewährleistet und überwacht 
wird. Stichprobenartige Untersuchungen 
zeigen, dass nach wie vor ein bedeutsamer 
Teil der festgesetzten Maßnahmen gar 
nicht realisiert wird oder zumindest in 
seiner Wirkung fragwürdig ist. Fallstudien 
belegen, dass in einem nicht unerhebli-
chen Umfang Kompensationsmaßnahmen 
gar nicht oder nur teilweise umgesetzt 
werden. Und selbst wenn eine Maßnahme 
wie geplant realisiert wurde, stellt sich die 
Frage, ob und für wie lange sie die zuge-
dachte Funktion erfüllt oder ob die Fläche 
nicht über kurz oder lang anderweitig 
verwertet wird (vgl. z.B. Mayer 2006). 

Ein einheitliches und verbindliches In-
strumentarium für die Herstellungs-, 
Funktions- und Sicherungskontrolle von 
Kompensationsmaßnahmen wäre daher 
dringend notwendig, findet sich aber im 
Entwurf der BKompV nicht wieder. Dieses 
wird z.B. im Entwurf einer bayerischen 
Kompensationsverordnung (Bay. StMUG 
2013), der in § 10 Abs. 2 Satz 3 eine An-
zeigepflicht in Bezug auf den Abschluss 
der Herstellung der Kompensationsmaß-
nahme und das Erreichen des Entwick-
lungsziels an die Gestattungsbehörde 
vorsieht, anders geregelt. Die Neuregelun-
gen des BNatSchG in § 17 Abs. 6 (Erfas-
sung der Flächen in einem Kompensati-
onsflächenkataster) dienen dagegen zu-
nächst allein der Sicherungskontrolle. 
Herstellungs- und Funktionskontrollen 
sind nach wie vor gesetzlich nicht geregelt. 

Zu § 12 Abs. 1 Satz 2 BKompV-E wäre 
eine Konkretisierung wünschenswert, da 
der Nachweis der fehlenden Verfügbarkeit 
von Grundstücken im betroffenen Natur-
raum in der aktuellen Praxis immer wieder 
ein Problem darstellt. Auch wenn hierzu 
in der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts (BVerwG 2011) insofern 
konkretisiert wurde, dass im Rahmen der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
die Suche nach geeigneten Kompensati-
onsflächen zu dokumentieren ist und die 
Nachfrage bei Gemeinden und Verbänden 
genüge, bleiben – in Abhängigkeit von der 
Art der Kompensationsmaßnahmen – in 
vielen Fällen Unsicherheiten, wann der 
Nachweis der Nichtverfügbarkeit als ab-
schließend erbracht angesehen werden 
kann bzw. ob nicht weitere zeitliche und/
oder finanzielle Anstrengungen erforder-
lich wären.
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Fazit für die Praxis

• � Der Entwurf der Bundeskompensations-
verordnung stellt den ersten wichtigen 
Schritt zur Erfüllung des gesetzlichen 
Regelungsauftrags aus § 15 Abs. 7 
BNatSchG und damit zur Umsetzung 
einer bundesweit transparenten und 
effizienten Handhabung der Eingriffs
regelung dar. 

• � Der Ansatz, die verschiedenen Wertungs-
entscheidungen bei der Bearbeitung der 
Eingriffsregelung in ein systematisches 
und objektivierbares Kompensations
modell einzugliedern, ist begrüßenswert, 
aber aufgrund der Komplexität nicht ein-
fach umzusetzen. 

• � Es bedarf einer sehr sorgfältigen Aus
arbeitung der Vorgaben zu den einzelnen 
Arbeitsschritten, um die praktische 
Anwendbarkeit länderübergreifend zu 
gewährleisten. 

• � Ein bundeseinheitliches Kompensations-
modell sollte aus Sicht des Planers einer-
seits eindeutige Vorgaben enthalten, die 
eine Vergleichbarkeit und Transparenz 
der Bilanzierung gewährleisten, und 
andererseits notwendige Spielräume für 
den spezifischen Einzelfall belassen. 

• � Damit bewegt sich die Bundeskompen-
sationsverordnung auf einem schmalen 
Grat. Insbesondere vor dem Hintergrund 
der hohen Bedeutung für die zukünftige 
Akzeptanz des Naturschutzrechts sollte 
das Kompensationsmodell daher aus
gereift sein und vor Erlass der Bundes-
kompensationsverordnung in der Praxis 
erprobt werden.
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